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Löhne unter dem Existenzminimum im öffentlichen Dienst und in den 
städtischen Gesellschaften  

 

 

1. Gibt es bei der Stadt Beschäftigte (incl. Honorartätigkeiten, Werk- und 

Zeitverträge), die aufstockend Hartz IV-Leistungen beziehen müssen? 

 

a) Wenn ja in welchen Bereichen und wie haben sich die Zahlen dieser 

„Aufstocker“ in den letzten 3 Jahren entwickelt? 

 

2. Gibt es bei den städtischen Gesellschaften Beschäftigte, die aufstockend Hartz IV-

Leistungen beziehen müssen? 

 

a) Wenn ja in welchen Bereichen und wie haben sich die Zahlen dieser 

„Aufstocker“ in den letzten 3 Jahren entwickelt? 

 

3. Gibt es bei ausgelagerten Diensten (Reinigungsdiensten usw.) Beschäftigte, die 

aufstockend zu ihrem Erwerbseinkommen Hartz IV Leistungen beziehen müssen? 

 

a) Wenn ja, wie haben sich die Zahlen dieser „Aufstocker“ in den letzten  

3 Jahren entwickelt? 

 

4. Ist die Stadtverwaltung der Auffassung, dass Beschäftigung, die nicht ausreicht 

und mit Hartz IV-Leistungen aufgestockt werden muss, sozial nicht akzeptabel ist 

und diese Beschäftigten im Übrigen davon abhält, eine einigermaßen ausreichende 

Altersversorgung aufzubauen? 

 

5. Sieht es die Stadt als ihre Aufgabe an, derart prekäre Arbeitsverhältnisse in der 

Verwaltung, bei den städtischen Gesellschaften und bei angrenzenden 

Dienstleistungen (Reinigungsdienste) soweit als möglich zu vermeiden? 

 

 

Laut Bundesregierung gab es im Juli 2007 etwa 180.000 „Aufstocker“ im Bereich der 

Öffentlichen Verwaltung und den Wirtschaftsbereichen Erziehung und Unterricht, 

Gesundheits- und Sozialwesen sowie Abwasser- und Abfallbeseitigung. In den 

letzteren Bereichen sind oft Einrichtungen zu finden, die früher zum Öffentlichen 

Dienst gehörten, nun aber privatisiert sind. 

 

Sachverhalt / Begründung: 
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Die Zunahme prekärer und nicht auskömmlicher Beschäftigung zieht sich durch alle 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereiche. Neben sofortiger Verarmung und 

Ausschluss von der Teilhabe an der Gesellschaft vernichten diese 

Beschäftigungsverhältnisse die Chancen der Betroffenen auf eine nur halbwegs 

auskömmliche Alterversorgung und übertragen Armut oft in die nächste Generation. 

Durch entsprechende Beitragsausfälle werden langfristig auch noch die 

Sozialversicherungssysteme unterhöhlt.  

 

Sollte sich herausstellen, dass es im Bereich der Stadt Karlsruhe und ihrer 

Gesellschaften nicht auskömmliche Beschäftigungsverhältnisse, bzw. dadurch zu 

ergänzenden Hartz IV-Leistungen gezwungene Beschäftigte gibt, sollten 

Maßnahmen hiergegen ergriffen werden. 

 

 

unterzeichnet von: 

Niko Fostiropoulos 

 

 

 

Hauptamt - Sitzungsdienste - 

25. April 2008 
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